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Liebe Leserin, lieber Leser,

meine neue Mitarbeiterin hat
es passend auf den Punkt
gebracht: „Erst zwei Wochen
an Bord und schon einen or-
dentlichen Shitstorm“. Dabei
waren die wütenden Reaktio-
nen auf meinen Twitter-
Tweed zur Jauch-Sendung
mit AfD-Mann Björn Höcke
("Was denkt sich eigentlich
ein öffentlich-rechtlicher Sen-
der, diesem Höcke eine Büh-
ne zu geben") natürlich nur
die Spitze des Eisbergs, der
in unvorstellbare Untiefen der
Dunkelheit und Kälte reicht:
Die neue Kölner Oberbürger-
meisterin wird im Wahlkampf
lebensbedrohlich verletzt. Der
AfD-Vorsitzende in NRW will
deutsche Grenzen "mit Waf-
fengewalt sichern". Und An-
griffe auf Flüchtlinge sowie
Flüchtlingswohnheime häufen
sich massiv. In Magdeburg
haben zuletzt 30 Rechtsradi-
kale mit Baseballschlägern
syrische Flüchtlinge verprü-
gelt. Das alles macht mich
unfassbar wütend. Das Asyl-
recht ist ein nicht-
verhandelbares Grundrecht.

Was wir jetzt nicht brauchen,
sind Scheinlösungen und
Symbolpolitik. Genau das wä-
ren die Transitzonen der Uni-
on gewesen. Angesichts von

teure in Wien gemeinsam an
einem Tisch und haben sich
auf einen politischen Prozess
unter dem Dach der Verein-
ten Nationen verständigt.

Bei einem ganz anderen The-
ma haben wir am Donnerstag
im Deutschen Bundestag
ebenfalls eine gute Einigung
erzielt: Das Gesetz zur Stär-
kung der Hospiz- und Pallia-
tivversorgung ist ein weiterer,
wichtiger Baustein zur guten
Versorgung schwerkranker
und sterbender Menschen.
Als Schirmherrin des Malte-
ser-Hospiz St. Raphael hat
mich das ganz besonders ge-
freut. Wir sichern mit diesem
Gesetz das Angebot in struk-
turschwachen Regionen.
Hospizdienste werden finan-
ziell besser ausgestattet, die
Rahmenbedingungen für
Krankenhäuser und Pflege-
heime werden verbessert und
ihre Hospizkultur und die Pal-
liativversorgung gestärkt.
Verankert wird auch der
Rechtsanspruch auf Beratung
und die Möglichkeit, Angebo-
te der Hospiz- und Palliativ-
versorgung zu vernetzen.

Herzliche Grüße

Bärbel Bas

vielen Hundert Kilometern
grüner Grenze. Diese Haftla-
ger wären aber vor allem
rechtlich und ethisch mehr als
fragwürdig gewesen. Und
nur, damit CDU und CSU
sich wieder lieb haben? Nein.
Beim Koalitionsgipfel am
Donnerstag ist daher zurecht
vereinbart worden, dass es
keine Landesgrenzverfahren,
keine Haftlager und keinen
Zaun geben wird. Stattdes-
sen wird es eine geregelte
Registrierung der Menschen
geben, um die Asylverfahren
zu verbessern und endlich zu
beschleunigen.

Die Menschen wollen nicht
nur hören, dass wir es schaf-
fen. Sondern vor allem: wie,
wo und wann genau. Wir ha-
ben gerade erst ein umfas-
sendes Gesetzespaket für
schnellere Verfahren und ei-
ne bessere Integration der
Menschen mit Bleibeperspek-
tive im Bundestag verab-
schiedet. Diese Maßnahmen
müssen jetzt entschlossen
umgesetzt werden, damit sich
die Lage in den Kommunen
entspannt.

Ein Hoffnungsschimmer zeigt
sich mit Blick auf Syrien.
Auch dank Frank-Walter
Steinmeiers Bemühen saßen
erstmals alle relevanten Ak-
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Stichwort: Sterbehilfe

Am vergangenen Freitag ha-
ben wir im Deutschen Bun-
destag über vier fraktions-
übergreifende Gesetzentwür-
fe (siehe auch das Stichwort
in der BASis Info 6/2015) und
einen Gruppenantrag zur Re-
gelung der Sterbebegleitung
beraten. Am Ende einer fast
dreistündigen Debatte hat
sich eine Mehrheit von 360
(der 602) abgegebenen Stim-
men im sog. Stimmzettelver-
fahren sowie mit Namentli-
cher Abstimmung für den
Entwurf von meinen SPD-
Kolleginnen Kerstin Griese,
Eva Högl u.a. entschieden.
Mit diesem Gesetz wird zu-
künftig die geschäftsmäßige
Beihilfe zum Suizid unter
Strafe gestellt. Auch ich habe
diesen Gesetzentwurf unter-
stützt.

Sterbebegleitung, Sterbehilfe
und assistierter Suizid sind
schwierige Themen. Sie wer-
fen existenzielle Fragen zum
Umgang mit Leben und Tod
auf. Der Deutsche Bundes-
tag hat diese Debatte daher
mit dem angemessenen Maß
an Würde, Respekt und De-
mut geführt. Anfangen bei der
Orientierungsdebatte im No-
vember 2014, über die 1. Le-
sung am 2. Juli bis zur 2./3.
Lesung. Auch in der vorge-
schalteten Abstimmung zeig-
te der Bundestag mit 525 Ja-
Stimmen für das Stimmzettel-
verfahren ein hohes Maß an
Einigkeit, in dieser Debatte
ausschließlich die Inhalte in
den Mittelpunkt zu stellen.

Wichtige Verbände wie die
Deutsche Palliativ Stiftung,
der Deutschen Hospiz- und

sich zum Suizid gedrängt o-
der genötigt fühlen: Es gibt
keine Pflicht zum Weiterle-
ben. Das Selbstbestim-
mungsrecht gilt auch für die
Endphase des Lebens. In
Einzelfällen bedeutet dies
auch, dass schwerstkranke
Menschen um Unterstützung
für einen Suizid bitten. Der
Raum für diese Gewissens-
entscheidungen bei der Bei-
hilfe zum Suizid muss erhal-
ten bleiben.

Eine Bürgerin aus Duisburg
hat mir in einem sehr bewe-
genden wie auch sehr per-
sönlichen Brief geschrieben:
„Keinesfalls dürfen Mediziner,
die Menschen beim Sterben,
auch beim selbstgewählten
würdevollen Sterben, beglei-
ten, kriminalisiert werden“.
Ich kann der Bürgerin nur zu-
stimmen: Engagierte Ärztin-
nen und Ärzte dürfen keinen
Besuch vom Staatsanwalt be-
fürchten müssen, wenn sie
Menschen auf ihrem letzten
Weg verantwortungsvoll be-
gleiten.

Ich habe diesen Gesetzent-
wurf meiner Kolleginnen
Kerstin Griese, Eva Högl u.a.
unterstützt, weil ich weder ein
Totalverbot des assistierten
Suizids noch eine unkalkulier-
bare Ausweitung verantwor-
ten möchte. Mit diesem Ge-
setz bleiben die bestehenden
ärztlichen Behandlungsmög-
lichkeiten uneingeschränkt
erhalten und die Suizidhilfe
im Einzelfall möglich. Aus
meiner ganz persönlichen
Sicht ist das ein ausgewoge-
ner Mittelweg.

Palliativverband und viele
Hospizvereine haben den An-
trag schon im Vorfeld unter-
stützt. Meine persönliche Ent-
scheidung habe ich mir bis
zum Ausfüllen des Stimmzet-
tels wirklich nicht leicht ge-
macht. Drei Überlegungen
waren dabei für mich maß-
geblich:

Erstens: Ich möchte, dass al-
le Menschen bis zum Ende
ein Leben in Würde und
Selbstbestimmung führen
können. Dazu gehört für mich
zunächst eine optimale Be-
treuung und Versorgung von
schwerstkranken und ster-
benden Menschen. Diese
Versorgung haben wir übri-
gens mit dem Hospiz- und
Palliativgesetz entscheidend
gestärkt, was mich wirklich
sehr gefreut hat.

Zweitens: Sterbehilfe darf
kein Geschäftsmodell sein.
Wir dürfen keine Vereine tole-
rieren, für die Selbsttötung
ein auf Gewinn angelegtes
Geschäft ist. Dieser Punkt
war übrigens der grundlegen-
de Impuls für diese lange not-
wendige Debatte: In Deutsch-
land nehmen die Fälle zu, in
denen Vereine oder auch
Einzelpersonen die Beihilfe
zum Suizid regelmäßig anbie-
ten. Es ist für mich richtig,
dass die Politik hier Regelun-
gen trifft. Alte oder schwer
kranke Menschen könnten
sich dadurch zu einem assis-
tierten Suizid verleiten lassen
oder sich sogar dazu ge-
drängt fühlen.

Drittens: So sehr ich vermei-
den möchte, dass Menschen
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Neues aus Duisburg

+++Auszug aus meinem Kalender+++

+++14.11.: Bezirkskonferenz
der AWO Niederrhein in der
Mercatorhalle+++

+++17.11.: Vorlesetag in der
GGS Bergheimer Straße+++

+++18.11.: Gesprächsrunde
mit der Leitung der Agentur
für Arbeit+++

+++09.11. bis 13.11.2015 &
23.11. bis 27.11.2015 &

30.11. bis 04.12.2015: Sit-
zungswochen im Deutschen
Bundestag+++

+++Weitere Termine auf
www.baerbelbas.de+++

Vom 14. bis 17. Oktober waren 50 politisch interessierte Bürgerinnen und Bürger aus Duisburg
auf meine Einladung hin in der Hauptstadt zu Gast. Bei einem Besuch der Gruppe im Reichstags-
gebäude führten wir ein längeres Gespräch im SPD-Fraktionsvorstandssaal. Die Flüchtlingskrise
stand natürlich auch hier im Mittelpunkt. Wir haben aber auch über die anstehende Krankenhaus-
reform und die Beiträge für die gesetzlichen Krankenkassen gesprochen.

Besuch aus Duisburg

„TTIP - Alle reden, wir geben
Antwort“ war das Thema ei-
ner Fraktion vor Ort-
Veranstaltung von Mahmut
Özdemir und mir am 22. Ok-
tober. Ich habe betont, dass
wir in Duisburg wissen, wie
stark allein unsere Stahlin-
dustrie vom Export abhängt.
Unsere Standards dürfen
aber nicht unterboten werden
und wir brauchen keine priva-
ten Schiedsgerichte. Ich wer-
de keinem Abkommen zu-
stimmen, das ich nicht vorher
lesen konnte und das uns in
Duisburg schlechter stellt.

rung der Arbeitsmarktpolitik.
Langzeitarbeitslose und Ar-
beitslose brauchen zweite
oder auch dritte Chancen.
Andrea Nahles hat gute Pro-
gramme aufgelegt, Finanzmi-
nister Schäuble muss aber
mehr Geld zur Verfügung
stellen. Ein sozialer Arbeits-
markt mit dem so genannten
Passiv/Aktiv-Tausch wäre ei-
ne echte Chance, auch in Du-
isburg vielen Langzeitarbeits-
losen die Reintegration in den
Arbeitsmarkt zu ermöglichen
und gleichzeitig die soziale
Teilhabe zu stärken.

Trotz relativ guter Arbeits-
marktzahlen hat sich die La-
ge von Langzeitarbeitslosen
in Duisburg bisher nicht we-
sentlich verbessert. Darüber
habe ich mit dem Arbeits-
marktexperten der Universität
Duisburg-Essen, Prof.
Matthias Knuth, bei einer Dis-
kussionsveranstaltung der
SPD-Rheinhausen und der
Arbeitsgemeinschaft für Ar-
beitnehmerfragen (AfA) Duis-
burg gesprochen.

Klar ist für mich: Wir brau-
chen eine echte Neuorientie-

Diskussion zum Arbeitsmarkt in Duisburg Antworten zu TTIP
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Bis zum nächsten Mal, ich
freu mich drauf, Bärbel Bas

Mein Tagebuch

Neues am Ende

Der Deutsche Bundestag
plant ein Besucher– und In-
formationszentrum. Und ich
freue mich über meine Premi-
ere als „Preisrichterin“ in ei-
ner Auswahljury. Dafür muss
ich zwar an mindestens vier
ganztägigen Sitzungen teil-
nehmen, aber eine muss ja
Kosten, Funktionalität und
Design im Blick behalten...

Die Duisburger Agentur Ruhr-
gepixel hat meine neuen
Grußkarten gestaltet. Auch
an diese Stelle sei noch mal
gesagt: Sieht richtig gut.

Post aus meinem Wahlkreis
wird selbstverständlich immer
beantwortet - auch wenn‘s
manchmal schwer fällt. Ein
promovierter Petent forderte
jetzt von mir: „Bitte stoppen
Sie den Wahnsinn!! Lassen
Sie keine Flüchtlinge mehr
ins Land und schicken Sie
alle zurück, die schon gekom-
men sind“. Auszug aus mei-
ner Antwort: „Ich sehe nur in
den Herkunftsländern der
Flüchtlinge einen „Wahnsinn“,
den wir stoppen müssen. Und
zwar den Wahnsinn von
Krieg, Verfolgung und Zerstö-
rung, der auch mich mit mei-
ner Familie auf den Weg in
Richtung Sicherheit treiben
würde. Wir werden diesen
Menschen (…) auch weiter-
hin Schutz bieten und sie kei-
nesfalls zurück ins Verderben
schicken.“

Im Gespräch mit den Ge-
setzlichen Krankenkassen:
Auf Einladung des Verbandes
der Ersatzkassen (kurz: vdek)
habe ich mit dem Landesaus-
schuss NRW u.a. über das
Pflegestärkungsgesetz und
die geplante Krankenhausre-
form diskutiert. Von links nach

Mit 98,2% als Parteirats-
vorsitzende wiedergewählt

rechts auf dem Bild: Dirk
Ruiss (vdek NRW), Ulrich Ad-
ler (Techniker Krankenkas-
se), Wilhelm Pauly (KKH),
den Landesausschuss-
Vorsitzenden Heiner Beck-
mann (BAMER GEK) sowie
Peter Mager (DAK-
Gesundheit).

Bei der Landesparteiratssit-
zung der NRWSPD am 24.
Oktober haben mich 98,2
Prozent der Delegierten wie-
der ins Amt gewählt - zum
dritten Mal nach 2010 und
2013. 55 Delegierte stimmten
mit Ja, es gab eine Enthal-
tung. Ein toller Vertrauensbe-
weis für meine Arbeit. Der
Landesparteirat ist ein wichti-
ges Diskussionsforum und
ein guter Ort zur engagierten
politischen Debatte. Ich freue
mich auf die kommenden
zwei Jahre als Vorsitzende.


